
bar an Hand des früheren Verhaltens -der Persönlich­
keit zum- Opfer.

Die aktuelle Zuspitzung des Konfliktzustandes muß so 
stark sein,-daß diese Lage nicht mehr genügend objek­
tiv durchdacht wird. Es muß also der Überblick über 
die aktuelle eigene Lebenslage erschwert sein durch 
eine konfliktbedingte Einengung der denkerischen 
Überschau.

4. Durch die psychische Zwangslage bzw.. ihre aktuelle 
Verstärkung muß es zu einer fehlerhaften konfliktbe­
stimmten Einstellung gegenüber denjenigen gesell­
schaftlichen Normen gekommen sein, die durch die Tat 
tangiert wurden.
Die Zwangslage muß zur Tat in einem direkten Zusam­
menhang stehen. Die Motive zur Tat müssen rückführ- 
bar sein auf diese psychische Lage und die dadurch 
veränderten Erlebens- und Verhaltensweisen.
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Ing. W I L H E L M  OERTELT, Generaldirektor, und Dr. GERHARD BAATZ, Justitiar 
der WB Bau- und Grobkeramik Halle

Aufgaben der WB bei der Verhütung und Bekämpfung von Rechtsverletzungen 
in den ihr nachgeordneten Betrieben
Wie Publikationen der letzten Zeit beweisen, können 
die sozialistischen Betriebe einen wirksamen Beitrag 
zur Verhütung und Bekämpfung von Rechtsverletzun­
gen leisten.1 Audi der Vereinigung Volkseigener Be­
triebe (WB) als ökonomischem Führungsorgan des 
Industriezweigen fallen dabei in ihrem .Aufgaben­
bereich wichtige Leitungsfunktionen zu, die in Art. 90 
Abs. 2 der Verfassung und Art. 3 StGB ihre gesetzliche 
Grundlage haben. Die „WB wirkt in den ihr nach­
geordneten Betrieben darauf hin, daß die vorbeugende 
Bekämpfung der Kriminalität und anderer Rechtsver­
letzungen als immanenter Bestandteil der Führungs­
tätigkeit und in untrennbarem Zusammenhang mit der 
Planaufstellung und -realisierung betrachtet und 
durchgesetzt wird.

Vorbereitung eines Leitungsdokuments der Betriebe 
durch die WB __

Ausgehend1 von diesen Überlegungen, hat die Leitung 
der WB Bau- und Grobkeramik Halle darüber bera­
ten, wie die zur WB gehörigen Betriebe im Rahmen 
ihrer Eigenverantwortung noch wirksamer zur Ver­
hütung und Bekämpfung von Rechtsverletzungen be­
fähigt werden können. Untersuchungen zur betrieb­
lichen Situation auf diesem Gebiet hatten nämlich er­
geben, daß zwar einige anerkennenswerte Bemühun­
gen in dieser Richtung Vorhanden waren, es jedoch an 
einer systematischen Arbeit bei der Verhütung und 
Bekämpfung von Rechtsverletzungen mangelte. Dies 
war u. a. wesentlich dadurch bedingt, daß viele 
Betriebe • keine entsprechenden Leitungsdokumente 
besaßen.
Diese Feststellungen veranlaßten die WB, nach einem 
geeigneten Weg zu suchen, um'zu einem in den Grund­
sätzen einheitlichen Leitungsdokument der Betriebe' zu 
gelangen, das Aufgaben zur vorbeugenden Bekämpfung 
von Rechtsverletzungen enthält. Hierbei galt es, die 
Aufgaben der WB als ökonomisches Führungsorgan 
ebenso zu berücksichtigen wie die Eigen Verantwortung 
der Betriebe nach der VEB-VO. Es war also jede 
dogmatische Einengung der betrieblichen Initiative zu 
vermeiden und gleichzeitig eine schöpferische Auf­
nahme der anleitenden Tätigkeit der WB zu sichern. 
Dazu hat sich u. E. folgende Methode bewährt:
Die Leitung der WB arbeitete den Entwurf einer 
„Anweisung des Direktors des Betriebes über betrieb­
liche'Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von 
Rechtsverletzungen“ aus. Der Entwurf wurde auch im 
Kollektiv der Justitiare im Bereich der VVB beraten 
und anschließend den Direktoren der Betriebe auf

1 Vgl. Stapelfeld/ScJiaknys, „Die Kriminalität к Vorbeugung Im 
Betrieb und die unterstützende Tätigkeit der Staatsanwalt­
schaft“, NJ 1969 S. 696 fl. und die dort angegebene Literatur.

einer Direktorentagung mit der Empfehlung über­
geben, ihn in den Betrieben zur Diskussion zu stellen. 
Hierbei wurde nicht auf eine Vielzahl von Foren, 
sondern auf einige, gut vorbereitete Zusammenkünfte 
von bestimmten Leitungsgremien und Kollektiven der 
Werktätigen orientiert.
Dank der wirksamen Unterstützung der Parteileitung 
und des Gewerkschaftskomitees der VVB kam es in 
den Betrieben zu einer sehr regen Diskussion des Ent­
wurfs. Er wurde u. a. im Kollektiv der Werks-, und 
Betriebsteilleitungen, der Meister, der Brigadiere, in 
den Konfliktkommissionen, den Verkehrssicherheits­
aktiven und Schöffenkollektiven und der Gewerkschaft 
(einschließlich des Gewerkschaftskomitees der VVB) 
beraten. Teilweise wurden auch die zuständigen ört­
lichen Organe in die Diskussion mit einbezogen.
Die Betriebe nahmen die Diskussion zum Anlaß, um 
bereits sichtbare Probleme bei der Verhütung und 
Bekämpfung von Rechtsverletzungen zu lösen. So 
wurde z. B. in einem Betrieb die Schulung der Kon­
fliktkommissionsmitglieder und in einem anderen die 
Zusammenarbeit mit dem zuständigen örtlichen Organ 
verbessert.
Die Werktätigen unterbreiteten in der Diskussion 
zahlreiche Vorschläge zur besseren inhaltlichen und 
formellen Gestaltung der Anweisung, so z. B., den 
Schutz des sozialistischen Eigentums konkreter aus­
zugestalten, exaktere Festlegungen hinsichtlich des 
Kampfes gegen die Arbeitsbummelei bzw. gegen Ver­
letzungen der Arbeitsdisziplin zu treffen, die Bezie­
hungen des Betriebes zu den im Betriebsgelände täti­
gen Fremdfirmen ausführlicher zu behandeln und 
betriebliche Aufgaben bei der Strafaussetzung auf 
Bewährung festzulegen. Diese und andere Vorschläge 
wurden bei der Überarbeitung der Anweisung durch 
die VVB insoweit berücksichtigt, als sie Probleme aller 
Betriebe betrafen und somit verallgemeinerungsfähig 
waren. Vorschläge, die nur einen Betrieb berührten, 
blieben einer speziellen betrieblichen Regelung zur 
Ergänzung der Anweisung Vorbehalten. Auch hierin 
drückt sich die strikte Wahrung der Eigenverantwor­
tung der Betriebe seitens der VVB aus.
Die überarbeitete Anweisung wurde den Direktoren 
der Betriebe in gedruckter Form mit der Empfehlung 
der VVB übergeben, sie für ihren Betrieb in' Kraft 
zu setzen2. Gleichzeitig wurde den Direktoren empfoh-

2 Eine zentrale Drucklegung erfolgte deshalb, weil zahlreiche 
Exemplare benötigt wurden. Jeder betriebliche Leiter — vom 
Brigadier bis zum Direktor — soll ein Exemplar erhalten, 
ebenso Vorsitzende und Mitglieder der Konfliktkommissionen 
und Verkehrssieherheitsaktive, die Leitungen der Gewerk­
schaften usw. Ein von den Betrieben individuell in Auftrag ge­
gebener Druck wäre volkswirtschaftlich nicht zu vertreten ge­
wesen.
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